
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

     Nr.12/ 26.06.2026 

Sehr geehrte Damen und Herren,  
liebe Freundinnen und Freunde,  
 

den demografischen Wandel gehen wir als aktu-
elle Koalition (ich möchte sagen „endlich“) kon-
sequent an und wir begegnen ihm mit angemes-
senen Reformen. Immer weniger Beitragszahler 
finanzieren die Alterssicherung einer wachsen-
den Zahl von Rentenbeziehern. Menschen, die 
ihr Leben lang Beiträge in die gesetzliche Ren-
tenversicherung eingezahlt haben, müssen eine 
verlässliche Absicherung im Alter erwarten kön-
nen. Zugleich müssen Arbeitnehmer darauf set-
zen können, dass von ihrem Einkommen genü-
gend zum Leben, Vorsorgen und Sparen bleibt. 

Gerade kleine und mittlere Einkommen geraten durch steigende Sozi-
alabgaben zunehmend unter Druck. Denn der Finanzierungsbedarf 
steigt auch in der Kranken- und Pflegeversicherung. Auch Arbeitgeber 
stehen vor höheren Belastungen. In wirtschaftlich herausfordernden 
Zeiten sind wettbewerbsfähige Lohnnebenkosten besonders entschei-
dend, um Investitionen, Wachstum und Arbeitsplätze in Deutschland 
zu sichern. 
Das Empfehlungspaket der Rentenreformkommission zeigt, wie eine 
generationengerechte Alterssicherung in den kommenden Jahrzehn-
ten ausgestaltet werden sollte. Diese Empfehlungen verstehen wir in 
der Unionsfraktion als Gesamtpaket, ein Puzzle, das nur durch die Ge-
samtheit seiner Teile funktionieren kann. Deswegen möchten wir die 
Empfehlungen in dieser Form in Gesetze gießen.  
Dazu wollen wir eine gesetzliche Kapitalrente in der gesetzlichen 
Rentenversicherung für alle nach schwedischem Vorbild einführen, 
mit deren Erträgen langfristig das Rentenniveau der heute Jüngeren 
wieder steigen wird. In einem weiteren Schritt sollen alle neuen, nicht 
abgesicherten Selbstständigen in die gesetzliche Rentenversicherung 
einbezogen werden. Dasselbe soll für Abgeordnete gelten. Reformen 
der gesetzlichen Rentenversicherung wollen wir außerdem wirkungs-
gleich auf die Beamtenversorgung übertragen. Das Renteneintrittsalter 
muss moderat angehoben und an die steigende Lebenserwartung ge-
koppelt werden. Das bedeutet, wenn man die aktuell prognostizierte 
Entwicklung der Lebenserwartung zugrunde legt, dass die die Regel-
altersgrenze etwa alle zehn Jahre um ein halbes Jahr steigt. 
Es soll zudem ein neuer Freibetrag für Renten in der Grundsicherung 
im Alter eingeführt werden. Das bedeutet, dass derjenige, der gearbei-
tet hat, immer mehr hat als derjenige, der keine oder geringe Bei-träge 
eingezahlt hat. Minijobs sollen künftig in die gesetzliche Rentenversi-
cherung einbezogen werden, was sicher für viele Unternehmen 
schwierig ist, aber zur Gerechtigkeit beiträgt und auch ein Stück weit 
dabei hilft, Altersarmut zu bekämpfen. Ausnahmen wird es dann nur 
noch für Schülerinnen und Schüler geben. Zusätzlich wollen wir in 
einem Sozialpartnerdialog konkrete Maßnahmen erarbeiten, um die 
Verbreitung der betrieblichen Altersversorgung deutlich zu erhöhen 
und so die Absicherung im Alter auf breite Füße zu stellen.  
Mit den Vorschlägen werden gesetzliche Rente, betriebliche Altersver-
sorgung und private Vorsorge erstmals zusammengedacht, mit einem 
klaren Schwerpunkt auf Kapitaldeckung. Flankiert wird die Re-form 
mit der Einführung der von der Union vorgeschlagenen Aktivrente so-
wie mit dem Kabinettsbeschluss zur Einführung einer Frühstartrente, 
um die Alterssicherung weiter zukunftsfest zu machen. 
 
Herzliche Grüße aus Berlin!  

 
Dr. Günter Krings, MdB 

Vorsitzender der CDU-Landesgruppe NRW    Foto: Tobias Koch 
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Schneller, einfacher und besser: Das 
neue Infrastruktur-Zukunftsgesetz  
 

Der Zustand vieler Straßen, Brücken, Schienen und Wasser-
straßen ist modernisierungsbedürftig. Langwierige Prozesse 
und Verfahren verzögern dringend notwendige Sanierungen 
sowie Neu- und Ausbauten. Dies wirkt sich zunehmend nega-
tiv auf Wachstum, Wohlstand und auch auf die gesamtstaatli-
che Handlungsfähigkeit aus. Eine moderne, leistungsfähige 
Verkehrsinfrastruktur ist zentral für die Wettbewerbsfähigkeit 
unseres Landes, für die Daseinsvor sorge, die gesellschaftliche 
Teilhabe, unser sicherheitspolitisches Fundament und damit 
für die Verteidigungsfähigkeit und den Schutz von Leib und 
Leben. Planungs-, und Genehmigungsverfahren müssen zu-
kunftsfähig und hierzu deutlich vereinfacht, digitalisiert und 
effizienter ausgestaltet werden, damit der bedarfsgerechte 
Ausbau und Erhalt der Infrastruktur gelingen.  

Dies gilt sowohl für die Verkehrs- als auch die Energieinfra-
struktur. Zentrales Ziel des Gesetzes ist es, die Effizienz von 
Planungs- und Genehmigungsverfahren im Allgemeinen und 
insbesondere für die Bereiche Verkehr und Energie deutlich 
zu steigern. Durch Verfahrenserleichterungen für die Bundes-
verkehrsverwaltung lassen sich zukünftig deutlich mehr Ver-
kehrsinfrastruktur vorhaben als bisher planerisch vorbereiten 
und zur Genehmigungsreife führen. 

Mit dem Gesetzentwurf werden wesentliche Verkehrsinfra-
strukturen in das überragende öffentliche Interesse gestellt 
und es wird klargestellt, dass sie der öffentlichen Sicherheit 
und den Belangen der Landes- und Bündnisverteidigung die-
nen und einen Schutzgütervorrang genießen. Davon erfasst 
sind auch alle Maßnahmen der Verkehrsinfrastruktur, die aus 
dem Sondervermögen Infrastruktur und Klimaneutralität fi-
nanziert werden. Auch wird ein einheitliches Verfahrensrecht 
für alle Infrastrukturen bei Planfeststellungsverfahren ge-
schaffen. Dadurch wird die Rechtsanwendung erleichtert. 
Verfahrensdopplungen im Verkehrsbereich durch Raumord-
nungsverfahren und Linienbestimmung werden gestrafft. 

Genehmigungsverfahren für die Modernisierung der Schie-
neninfrastruktur sowie Kreuzungsmaßnahmen werden ver-
einfacht. Die Umsetzung von vielfältigen Vorgaben des Natur- 
und Umweltschutzes wird in der Praxisanwendung verein-
facht. Für bestimmte Vorhaben im überragenden öffentlichen 
Interesse wird für naturschutzrechtliche Ausgleichs- und Er-
satzmaß nahmen die Gleichrangigkeit der Ersatzgeldzahlung 
verankert. Die Umweltverträglichkeitsprüfungspflichten wer-
den für weitere Schienenmaßnahmen vereinfacht. 

 

Landesgruppe  
Nordrhein-Westfalen 
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Keine Zusammenarbeit mit  
Extremisten jeglicher Couleur 

 
Die CDU/CSU-Fraktion kämpft entschlossen gegen Extremismus in jegli-
cher Form. In einer aktuellen Stunde des Bundestages kritisierten Uni-
ons-Abgeordnete den Antisemitismus und die Radikalisierung der Lin-
ken, die sich auf deren Parteitag jüngst deutlich manifestierten. Als „un-
fassbare Diffamierung“ bezeichnete Fraktionsvize Carsten Linnemann 
eine Äußerung des neu gewählten Linken-Parteichefs Luigi Pantisano, 
der der Union eine faschistische Politik vorgeworfen hatte. Das sei „in-
fam, geschichtsvergessen und niederträchtig“, sagte Linnemann. 
 

Die Äußerung wiege deshalb so schwer, weil Pantisano für die gesamte Partei spreche, sagte 
Linneman. Die spätere Entschuldigung des Linken-Chefs sei nicht mehr gewesen als ein Ver-
such, sich herauszureden. „So verharmlosen Sie den Horror und die Gräueltaten des Faschismus 
und disqualifizieren sich für jede politische Verantwortung“, betonte der stellvertretende Frak-
tionsvorsitzende.  
 
Linnemann nannte die Union ein Bollwerk der Demokratie. Den Linken warf er indes vor, sie 
stelle die Pfeiler der demokratischen Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung fundamental in 
Frage. Der Antisemitismus unter Linken sei nicht länger ein Randphänomen, sondern in der 
Mitte der Partei angekommen.      

Foto: Tobias Koch 
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Bund erleichtert kommunale Investitionsmöglichkeiten 
Starkes Signal an struktur- und finanzschwache Kommunen 
 
Der Deutsche Bundestag verabschiedet am heutigen Freitag das Infrastruktur-Zukunftsgesetz und ändert damit auch die 
Förderbedingungen für Kommunen.  
 
Aus Sicht der Unionsfraktion ist die Änderung des Gesetzes zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Län-
dern und Kommunen sehr zu begrüßen.  
Damit setzt der Bund ein klares Signal für mehr kommunale Investitionen. Die Möglichkeit, kommunale Eigenmittel bei 
Bundesförderprogrammen auch aus Mitteln des Sondervermögens Infrastruktur und Klimaneutralität zu bestreiten, ver-
einfacht die kommunalen Investitionsmaßnahmen und stärkt insbesondere struktur- und finanzschwache Kommunen. 
 
Bislang stehen struktur- und finanzschwache Kommunen immer wieder vor dem Problem, dass sie Fördermittel nicht 
abrufen können, weil sie den erforderlichen Eigenanteil nicht aufbringen können. Das erschwert die Zielerreichung von 
Förderprogrammen, die insbesondere Infrastruktur in struktur- und finanzschwachen Kommunen verbessern sollen. Die 
nunmehr erfolgte Änderung setzt von Kommunen häufig nicht leistbare Kofinanzierungserfordernisse in Förderprogram-
men des Bundes außer Kraft, wenn für den dort vorgesehenen Eigenanteil Mittel aus dem Sondervermögen Infrastruktur 
und Klimaneutralität eingesetzt werden. 
 
Auch war großes Thema der Ministerpräsidentenkonferenz mit Bundeskanzler Merz die angespannte Finanzlage der 
Kommunen. Bund und Länder haben sich dabei auf eine Finanzreform zur Entlastung der Städte und Gemeinden ver-
ständigt. Der Bundeskanzler betonte, dass man bei dem Thema das erste Mal einen Beschluss gefasst habe. Dieser folge 
dem Grundsatz: „Wer bestellt, bezahlt“. Merz sprach von einem „neuen Geist des föderalen Miteinanders“. Die Regelung 
solle ab dem 1. September gelten.  
 
Ab dann will der Bund keine Leistungsgesetze mehr beschließen, die für Gemeinden und gegebenenfalls die Länder 
keinen entsprechenden Kostenausgleich vorsehen. Das sei bisher ein großes Problem gewesen. Gerade bei der Kinder- 
und Jugendhilfe, dem sogenannten Teilhabegesetz und dem Unterhaltsvorschussgesetz seien die Kosten für Kommunen 
stark gestiegen. 
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